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haftenden Inhabers oder Gesellschafters erläßt das zu­
ständige Staatliche Vertragsgericht einen Pfändungs­
und Überweisungsbeschluß; es stellt diesen dem Dritt­
schuldner zu.

(2) Der Pfändungs- und Überweisungsbeschluß muß 
enthalten:
1. den Ausspruch der Pfändung unter Bezeichnung des 

Schuldners und der gepfändeten Forderung
2. die Angabe der Forderung, wegen der vollstreckt 

werden soll **
3. den Namen und die Anschrift des Drittschuldners
4. das Verbot an den Drittschuldner, nach Zustellung 

des Beschlusses an den Schuldner zu zahlen
5. das Gebot an den Schuldner, sich jeder Verfügung 

über die Forderung zu enthalten
6. die Überweisung der gepfändeten Geldforderung an 

den Gläubiger zur Einziehung.

§47

(1) Das Staatliche Vertragsgericht hat den Beschluß 
über die Festsetzung des Zwangsgeldes oder über die 
Einleitung eines Zwangseinziehungsverfahrens oder den 
Pfändungs- und Uberweisungsbeschluß aufzuheben, 
wenn die Handlung oder Leistung zum Zeitpunkt der 
Zustellung des Beschlusses bereits durchgeführt war.

(2) Das Staatliche Vertragsgericht hat von der Fest­
setzung des Zwangsgeldes abzusehen oder den Beschluß 
über die Festsetzung aufzuheben, wenn die Handlung 
aus einem wichtigen Grund unterblieben ist oder ver­
zögert wurde.

(3) Für die Durchsetzung von Entscheidungen ist das 
Zentrale Vertragsgericht oder das Bezirksvertragsge- 
richt zuständig, bei dem die Entscheidung ergangen ist.

§48

Das Staatliche Vertragsgericht kann Vertragsstrafen- 
beträge zugunsten des Staatshaushaltes einziehen, wenn 
eine Durchsetzung der Vertragsstrafenforderung durch 
die Partner nicht mehr möglich ist oder die Durchset­
zung pflichtwidrig unterlassen oder verzögert wird. VII.

VII.
Nachprüfung von Entscheidungen

§49

Der Vorsitzende des Staatlichen Vertragsgerichts ist 
verpflichtet, die Einheitlichkeit der Spruchtätigkeit des 
Staatlichen Vertragsgerichts unter Wahrung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit zu sichern.

§50

(1) Die Partner und ihre übergeordneten Organe kön­
nen beim Vorsitzenden des Staatlichen Vertragsgerichts 
gegen Schiedssprüche der Bezirksvertragsgerichte Ein­

spruch einlegen.
(2) Der Einspruch ist innerhalb von 2 Wochen nach 

Zustellung des Schiedsspruchs, zweifach beim Vorsit­
zenden des Staatlichen Vertragsgerichts einzureichen. 
Die Frist ist mit der Übergabe des Einspruchs an die 
Deutsche Post gewahrt.

(3) Der Einspruch hat zu enthalten:
1. die Bezeichnung des Bezirksvertragsgerichts, das 

den Schiedsspruch erlassen hat, und das Akten­
zeichen des Schiedsspruchs

2. die Darstellung, aus welchen Gründen nach Auffas­
sung des Antragsberechtigten der Schiedsspruch ge­
gen die im sozialistischen Recht enthaltenen Grund­
sätze der Wirtschaftspolitik verstößt

3. die Unterschrift des Vertretungsberechtigten des 
Partners oder des übergeordneten Organs.

§51

(1) Auf Grund des Einspruchs ist eine Prüfung des 
Vorliegens der Voraussetzungen für die Anordnung 
eines Nachprüfungsverfahrens vorzunehmen. Zur Prü­
fung des Einspruchs kann eine Besprechung mit den 
Partnern durchgeführt werden.

(2) Der Vorsitzende des Staatlichen Vertragsgerichts 
hat ein Nachprüfungsverfahren anzuordnen, wenn der 
Schiedsspruch den im sozialistischen Recht enthaltenen 
Grundsätzen der Wirtschaftspolitik widerspricht.

(3) Liegen die Voraussetzungen für die Anordnung 
eines Nachprüfungsverfahrens nicht vor, ist der Ein­
spruch zurückzuweisen. Das gilt auch, wenn der Ein­
spruch verspätet oder ohne Begründung eingelegt 
wurde. Die Zurückweisung erfolgt durch einen zu be­
gründenden Beschluß, der den Partnern zuzustellen ist.
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§52

(1) Der Vorsitzende des Ministerrates kann im Rah­
men der allgemeinen Dienstaufsicht den Vorsitzenden 
des Staatlichen Vertragsgerichts zur Durchführung eines 
Nachprüfungsverfahrens an weisen.

(2) Der Vorsitzende des Rates für landwirtschaftliche 
Produktion und Nahrungsgüterwirtschaft beim Mi­
nisterrat, die Minister und die Staatssekretäre mit eige­
nem Geschäftsbereich sowie die Leiter zentraler gesell­
schaftlicher Organisationen können innerhalb von 3 Mo­
naten nach Zustellung der Entscheidung an die Partner 
beim Vorsitzenden des Staatlichen Vertragsgerichts die 
Anordnung eines Nachprüfungsverfahrens verlangen, 
soweit durch die Entscheidung Betriebe und Einrichtun­
gen ihrer Bereiche betroffen sind. Das Verlangen ist 
ausgeschlossen, wenn wegen der gleichen Entscheidung 
Einspruch gemäß § 50 durch den Partner oder sein über­
geordnetes Organ eingelegt worden ist.

(3) Der Vorsitzende des Staatlichen Vertragsgerichts 
kann ein Nachprüfungsverfahren auch unabhängig von 
einem Verlangen oder einem Einspruch anordnen.

§53 •

(1) Das Nachprüfungsverfahren wird vom Vorsitzen­
den des Staatlichen Vertragsgerichts durch Verfügung 
angeordnet. In der Verfügung wird bestimmt, ob der 
Vorsitzende des Staatlichen Vertragsgerichts die Nach­
prüfung selbst durchführt oder durch" eine von ihm ein­
gesetzte Nachprüfungskommission durchführen läßt.

(2) Die Nachprüfungskommission setzt sich aus drei 
Vertragsrichtern des Staatlichen Vertragsgerichts oder 
aus einem Vertragsrichter und zwei vom Vorsitzenden


